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10. Wahlperiode 


Antrag 

der Fraktion DIE GRÜNEN 


Chemiepolltik 

Entgiftung der Chemischen Industrie 

Förderung und Weiterentwicklung einer „Sanften Chemie“ 


Der Bundestag wolle beschließen: 
Der Deutsche Bundestag stellt fest: 


L Entgiftung der Chemischen Industrie 

1. Der Einsatz chemischer Technologien und Produkte hat 
neben vielen praktischen Nutzanwendungen zu einer Reihe 
von Unfällen, Störfällen, Katastrophen, Umweltschäden und 
Vergiftungen geführt. Die Hiobsbotschaften der letzten Zeit 
über immer neue gefährüche Stoffe (Quecksüber-, Blei^, 
Cadmiumverbindungen, ThaUium, Dioxin, Formaldehyd, 
Lindan usw.) haben das Büd von der heüen Welt der Chemie 
nachhaltig erschüttert. Verantwortungslose Manipulation 
mit Chemikaüen und chemischen Rückständen haben das 
Grund wasser in weiten Teüen der Bundesrepublik Deutsch- 
land verseucht. Das Umweltbundesamt schätzt die Zahl der 
Altablagerungen auf mehr als 50 000, davon sind mehr als 
1 000 dringliche Altlasten, die mit Milliardenaufwand saniert 
werden müssen. 

Die Zahl der chemischen Substanzen in den Produkten des 
täghchen Bedarfs wird auf über 100 000 geschätzt. Wie viele 
davon bedenkhch sind oder gar zu Krebs, Erbschäden und 
Mißbüdimgen führen können, ist unbekannt, denn die 
Mehrzahl der in Umlauf gebrachten Stoffe wurde bisher nur 
unzureichend geprüft. Darüber hinaus sind bei chronischer 
Belastung über längere Zeiträume Einzelstoffbetrachtungen 
unzulässig. Eine wissenschaftiiche korrekte Bewertung muß 
die Wechselwirkung aller auf den Menschen wirkenden 
Schadstoffe und ihre Abbauprodukte berücksichtigen. 
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Trotzdem gelten Umweltchemikalien, solange nicht das 
Gegenteil bewiesen werden kann, erst einmal als harmlos 
und dürfen in beliebiger Menge produziert und vermarktet 
werden. 

Ohne Anspruch auf Vollständigkeit müssen die organischen 
Halogenverbindungen und die Schwermetalle als besonders 
problematische Stoff gruppen in bezug auf ihre ökologischen 
und gesimdheitlichen Gefahren bezeichnet werden. 

Etwa ein Drittel aller Zwischen- und Endprodukte der 
Chemischen Industrie sind chlorierte Kohlenwasserstoffver- 
bindungen. Sie werden u. a. in Lösemitteln, Kunststoffen, 
Holzschutzmitteln, Konservierungsstoffen und Pestiziden 
eingesetzt. Die Entstehung und Verbreitung der Ultragifte 
(polychlorierte Dibenzo-Dioxine und -Dibenzo-Furane) steht 
mit der Chlorchemie in unmittelbarem Zusammenhang. 

Die Chlor-Kohlenstoff-Bindung ist - verglichen mit Natur- 
stoffen - eine extrem naturfremde Struktureinheit. Chemi- 
sche Verbindungen dieses Typs sind zumeist sehr stabü, sie 
werden kaum abgebaut und sind wegen ihrer Fettlöslichkeit 
charakteristische Anreicherungsgifte mit dem entsprechen- 
den Gefährdungspotential für chronische Erkrankungen. 

Schwermetalle werden durch menschliche Tätigkeit wie 
Bergbau, Verhüttung von Erzen, gewerbliche und indu- 
strielle Verarbeitung (Batterien, Pigmente, PVC-Stabüi- 
satoren etc.), ungesicherte Abfall- Lagerung und -Entsor- 
gung sowie durch Müllverbrennungsanlagen in der Umwelt 
verbreitet. 

Lokale Anreicherungen in Wasser, Boden, Pflanzen und 
Tieren haben schon häufig zu Katastrophen geführt (Mina- 
mata, Nügata, USA, Irak, Nordenham, Stolberg, Lengerich 
usw.). Viele Schwermetalle sind nicht lebensnotwendig. 

Blei, Cadmium und Quecksüber stören den menschlichen 
Stoffwechsel schon in kleinsten Konzentrationen; sie 
hemmen wichtige Enzyme, beeinträchtigen Blutbildung und 
Zellatmimg. 

Nach einer Hochrechmmg des Umweltbimdesamtes (1981) 
muß in der Bundesrepublik Deutschland bei 10000 bis 
100000 Personen mit cadmiumbedingten Nierenfunktions- 
störungen gerechnet werden. 

In Anbetracht der gesicherten Erkenntnisse über das Scha- 
denspotential einer Vielzahl von Fremdstoffen ist eine dra- 
stische Reduktion dringend erforderlich. Umweltpolitische 
Priorität hat dabei die Beschränkung der Produktion persi- 
stenter und hochtoxischer Verbindungen. 

Die notwendige Anwendung des Verursacherprinzips in der 
Chemiepolitik kann dabei nicht heißen, alle auf dem Markt 
befindlichen Chemikalien nach konventionellen Methoden 
zu testen. Dies wäre aus Zeitgründen und ethischer Verant- 
wortung (Tierversuche) imvertretbar. Vielmehr soll durch 
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eine stoffbezogene Bewertung der Eintrag von Umweltgiften 
möglichst beschränkt und vermieden werden (= Entgiftung 
der Chemischen Produktion). 

Eine echte Vorsorge im Sinne des Umwelt- und Gesimd- 
heitsschutzes kann definitionsgemäß nur eine „Sanfte 
Chemie" leisten. Die Ziele des Gesundheitsschutzes am 
Arbeitsplatz, des Umwelt- und Verbraucherschutzes stehen 
dabei gleichberechtigt nebeneinander. 

2. Zur Entgiftung der Chemischen Industrie ist ein schritt- 
weises Vorgehen in einem fortgeschriebenen Handlungs- 
rahmen nötig. 

2.1 Mit sofortiger Wirkung ist von der Chemischen Industrie im 
gesamten Bimdesgebiet der bestmöghche Umwelt- und 
Gesundheitsschutz zu fordern. D.h. Abluft-, Abwasser- und 
AbfaUemissionen sind nach dem neuesten Stand der Tech- 
nik der Vermeidimg, Verwertung bzw. Reinigung zu mini- 
mieren. Der risikoärmste Produktionsweg ist zu wählen. 

Schrittweise soUen die umweit- und gesundheitsschädhchen 
Produkte nach der Bewertungsmatrix 

— Rohstof fb er eitsteUung, 

— Produktion/ Arbeitsschutz, 

— Anwendungsbegleiterscheinungen (Akkumulation, Toxi- 
zität etc.), 

— Abfallverhalten (Abbaubarkeit, Metaboüten etc.) 

erkannt imd durch umweltverträghche Verfahren und Pro- 
dukte ersetzt werden. 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, diese Prinzipien - 
wo notwendig in Abstimmung mit den Bundesländern — in 
Gesetzentwürfen, Verordnungen und Verwaltungsvorschrif- 
ten umzusetzen bzw. im Vollzug zu verwirklichen. 

2.2 Bestimmte Produktionslinien und Stoffe sind allerdings so 
gefährüch, daß deren Herstellung prinzipiell aufgegeben 
werden muß. Sie sind mit einem Herstellungs-, Anwen- 
dungs- und Importverbot zu belegen. 

Über den zeithchen Ablauf der Substitutionsmaßnahmen hat 
die noch einzurichtende „Entgiftungskommission" (siehe 
Punkt 2.6) zu entscheiden. 

2.3 Substituiert werden sollen insbesondere alle Produktions- 
prozesse und Produkte, bei deren Herstellung und Verarbei- 
timg unerwünschte Nebenprodukte wie polyhalogenierte 

- Dibenzodioxine und vergleichbare Umweltgifte entstehen. 
Dieser Schritt wird imter Punkt 2.5 näher erläutert. 

2.4 Die Verringerung von Schwermetallemissionen kann wirk- 
sam nur durch die Beeinflussung industrieller Stoffströme 
erzielt werden. 

Am Beispiel Cadmium wird deutiich, daß hier nicht nur die 
Chemische Industrie betroffen ist. Ein unspezifisches Vor- 
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gehen bleibt aber im wesentlichen erfolglos, denn die Güte 
der Entgiftnngsmaßnahmen zeigt sich nicht an der wissen- 
schaftlichen Begründung, der harmonischen Einbettung in 
das Umweltrecht oder Anbindung an umweltpolitischen Zie- 
len, sondern immer nur am konkret erzielten Erfolg des 
verminderten Schadstof f ein trags. Ohne die kompetente und 
ausdauernde Wahrnehmung der öffentlichen Interessen zur 
Schonung der Umwelt in einer möglichst umfassenden 
Gesamtschau wird jede Entgiftungsstrategie erfolglos 
bleiben. 

Cadmium wird in Nichteisen-Metallhütten als reines Metall 
gewonnen. Seine gezielte Weiterverarbeitung erfolgt zu 
Farbpigmenten (vorwiegend für Kunststoffe), cadmiumhal- 
tige Stabilisatoren für PVC, zu Nickel-Cadmium-Akkumula- 
toren und für den Oberflächenschutz von Stahlteüen. 

Neben diesem gezielten Einsatz ist Cadmium als uner- 
wünschtes Beiprodukt in Hüttenzink und Phosphatdünge- 
mitteln enthalten. Die Umgebungsflächen der Stahl- und 
Eisenindustrie und die der NE -Metallhütten sind oft mit 
hohen Cadmium-Konzentrationen belastet. 

Stoffströme der industriellen Produktion sind keine 
geschlossenen Kreisläufe. Ein TeU des Materialflusses - und 
damit auch Cadmium - wird an verschiedenen Stellen 
imkontrolliert emittiert. 

Cadmium-Emissionen führen vor allem auf dem Umweg 
über Boden und Nahrung zu einer Belastung des Menschen. 
Unbekannte synergistische Wirkungen mit anderen Schad- 
stoffen und die Eigenschaft der Summation imd Akkumula- 
tion des Schwermetalls Cadmiiun lassen einen dringenden 
Handlungsbedarf notwendig erscheinen. 

Die Vermeidungszielsetzung mit den entsprechenden Maß- 
nahmen für Cadmium muß in den vorher erwähnten Indu- 
striebereichen realisiert werden (Eisen- und NE-Metallindu- 
strie, Verhüttung von Zink, Kunststoff -Industrie, Akkumula- 
torenfabriken, galvanische Betriebe und Phosphatdünger- 
Produktion). 

„Angesichts der Umweitrisiken durch Stoffeinträge ist es 
vielfach erforderlich, umweitpolitische Entscheidungen 
auch schon dann zu treffen, wenn exakte Berechnungen 
noch nicht vorliegen", schreibt der Bundesnünister für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (Aktenzeichen 
U II - 501 601 — 1/16) in den „Leitlinien der Bundesregierung 
zur Umweltvorsorge durch Vermeidung und stufenweise 
Verminderung von Schadstoffen" unter dem Stichwort 
„Umweltvorsorge". Gerade das Beispiel Cadmium ist aber 
aufgrund der bereits vorliegenden Erkenntnisse (siehe UBA- 
Bericht 1981 und 1983) hervorragend dazu geeignet, vorsor- 
gende Umweltpolitik unverzüglich in die Tat lunzusetzen. 

2.5 Eingriffe in die Chlorchemie sind seit langem überfällig, sie 
sind kurzfristig notwendig und - gemessen an den Sanie- 
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rungskosten für sogenannte „Altlasten" auch volkswirt- 
schaftlich sinnvoll. 

Mit ordnungsrechtlichen Methoden (Geboten und Verboten 
zu verschiedenen Stoffströmen) sowie mit volkswirtschaft- 
lichen Steuenmgsinstrumenten (Verteuerung ökologisch 
imerwünschter Stoffklassen, z. B. mit einem Chlorsteuer- 
gesetz — Drucksache 10/5530) muß das breite Spektrum der 
halogenorganischen Verbindungen reglementiert und sub- 
stituiert werden. 

Mithilfe der wirksamen Kombination beider Maßnahmen, zu 
deren zügiger Realisierung die Bundesregienmg aufgefor- 
dert wird, können innerhalb eines Zeitraumes von maximal 
fünf Jahren die chlororganischen Verbindungen aus den 
meisten Chemieprodukten substituiert bzw. entfernt 
werden. 

Dabei ist für die wichtigsten Stoffe folgendem Handlungs- 
rahmen und Zeitplan zu folgen: 

kurzfristig = 2 Jahre 

mittelfristig = 5 Jahre 

langfristig = 10 bis 15 Jahre 

PVC 

kurzfristig: Auf viele Baumaterialien und im gesamten 

Konsumartikelbereich kann auf PVC ver- 
zichtet werden. 

mittelfristig: PVC wird nur noch in Restbereichen, wo es 

nicht ersetzbar ist, verwendet. 

langfristig: Totalersatz 

Substitution: Naturprodukte wie Holz, 

Papier, pflanzliche Gerüst- 
substanzen etc. 

Alternativ: weniger bedenkliche 

Kunststoffe wie Polyäthy- 
len, Polypropylen, Polyhy- 
droxibutyrat (Biopol) usw. 

chlorierte Lösemittel 

kurzfristig: Auf leichtflüchtige chlorierte Lösemittel in 

diversen Publikumsprodukten kann unmit- 
telbar verzichtet werden; für Industrie und 
Gewerbe ist die Verwendung nur noch in 
sogenannten geschlossenen Systemen ge- 
stattet. 

mittelfristig: Totalersatz 

Substitut: Kohlenwasserstoffe, Reini- 

gungsmittel auf wäßriger 
Basis 

Chloraromaten und andere CKWs 

kurzfristig: Soweit es sich um Massenprodukte für den 

Endverbraucher handelt, muß die Verwen- 



Drucksache 1 0/6052 


Deutscher Bundestag - 10. Wahlperiode 


düng von aromatischen Chlorverbindungen 
ohne Einschränkimg untersagt werden 
(z. B. Lindan, 2,4,5-T, 2,4-D, Pentachlorphe- 
nol, Paradichlorbenzol, PCB usw.). 
mittelfristig: Sollen Chloraromaten imd andere CKWs 

nur noch für Synthesezwecke zugelassen 
werden, wenn durch unabhängige Gutach- 
ten die Büdimg von chlorierten Dioxinen 
und Dibenzofuranen ausgeschlossen 
wurde. 

langfristig: Totalersatz 

Substitut: ungefährliche organische 

Chemikalien, Naturstoff- 
chemie für den Pestizid- 
' bereich 

Allylchlorid/ Epichlorhydrin/ Epoxidharz 

Für die Produktion von Allylchlorid bzw. im nächsten Reak- 
tionsschritt Epichlorhydrin werden in der Bundesrepublik 
Deutschland jährlich ca. 100 000 1 Chlor eingesetzt. Epichlor- 
hydrin ist ein Vorprodukt für die sogenannten Epoxidharze 
(ca. 80000 jato). 

Trotz unbestreitbarer ökologischer Bedenken wird man 
kurzfristig nicht auf diverse Epoxidharze im Baugewerbe, 
bei der Elektroindustrie und im industriellen Oberflächen- 
schutz verzichten können. Auf längere Sicht ist allerdings 
eine Substitution von Epoxidharzen (durch Stoffe, die bei der 
Synthese ohne chlorierte Zwischenprodukte auskommen) 
anzustreben. 

Phosgen/ Isocyanat/ Polyurethan 

Ein weiterer Substitutionsschritt ist bei den Polyurethan- 
Kimststoffen nötig. Diese Polymere werden heute zumeist 
über Phosgen (= Kampfgas) und Isocyanate synthetisiert. 
Die großtechnische Verwendung von Phosgen ist vor allem 
auch aus Gründen des Katastrophenschutzes abzulehnen. 
Zudem sind technologische Verfahrensaltemativen verfüg- 
bar; nüttel- und langfristig sind - ähnlich wie bei den Epo- 
xidharzen - weniger problematische Kunststoff-Typen zu 
entwickeln. 

2.6 Alle anderen chemischen Produktionslinien müssen auf ihre 
Umwelt- und Gesundheitsverträglichkeit untersucht wer- 
den. Die Bundesregierung soll dazu eine „Entgiftrmgskom- 
mission" einrichten, der neben wissenschaftiichen Sachver- 
ständigen Repräsentanten der Chemischen Industrie und 
der Arbeitnehmer auch Vertreter der Umweltschutz- imd 
Verbraucherorganisationen angehören sollen. Bei der 
Untersuchung einzelner Betriebe sollen auch Vertreter der 
Anwohnerschaft hinzugezogen werden. 

Die Entgiftungskommission muß über ausreichende finan- 
zielle Mittel der öffentiichen Hand verfügen können, um 
Parallelgutachten verschiedener Experten anzufordem und 
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auszuwerten. Sie soll das Ergebnis der Gutachten in für die 
Öffentlichkeit verständlicher Form präsentieren und ihren 
Einfluß in schon bestehenden Kommissionen (Bewertungs- 
gremimn umweltrelevanter Altstoffe, Senatskommission zur 
Prüfung gesundheitsschädhcher Arbeitsstoffe) geltend 
machen. 

Für eine intensive Überprüfung der Chemischen Produktion 
kann aber auch auf das Wissen der in diesen Betrieben 
unmittelbar Beschäftigten nicht verzichtet werden. Auf kei- 
nen Fall dürfen Betriebsangehörigen, die Informationen 
über die Verletzung von Arbeits- und Gesundheitsschutz- 
bestimmungen sowie über gesundheits- und umweltgefähr- 
dende Produktionsprozesse an die Öffentlichkeit bringen, 
daraus Nachteile erwachsen. Dieses ist auch arbeitsrechtiich 
abzusichern. 

Ebenso müssen Arbeitnehmer das Recht haben, im Falle 
eines begründeten Verdachts einer Gesundheitsgefährdung 
eine bestimmte Arbeit bis zur Überprüfung durch das 
Gewerbeaufsichtsamt zu verweigern. 

2.7 Auf der Basis eines entsprechend novellierten Chemikahen- 
gesetzes soll ein wirkhches Zulassungsverfahren sowohl für 
neue als auch für „alte" Chemikahen eingeführt werden. 
Die Antragsunterlagen müssen unter demokratisch definier- 
ten Bedingungen öffentiich zugänghch sein. Eine Prüfung 
soll durch Auftragsvergabe an Dritte unterstützt werden, 
eine Umweltverträghchkeitsprüfung ist zu entwickeln und 
vorzuschreiben. Der bzw. die Antragsteller/in hat die 
human- und ökotoxikologische Unbedenklichkeit seiner 
bzw. ihrer Arbeitsstoffe und Produkte zu belegen. Das gilt 
für den Bereich der Produktion, der Weiterverarbeitung, der 
Anwendung und der Abfallentsorgung. 

2.8 Der Gesetzgeber ist aufgerufen, eine umfassende Deklara- 
tions- imd Kennzeichnungspflicht für Arbeitsstoffe und 
Inhaltsstoffe von Produkten einzuführen, die auch die 
Ergebnisse der human- und ökotoxikologischen Bewertung 
bei Herstellung, Gebrauch und Entsorgung einschheßt. 

2.9 Es ist sicherzustellen, daß Hersteller/innen und/oder Ver- 
treiber/innen chemischer Produkte unbegrenzt für etwaige 
Schäden haften, auch wenn die Unbedenklichkeit ihres Pro- 
dukts zunächst plausibel schien. Bei Haftungsfragen muß 
vor Gericht ein plausibler Zusammenhang zwischen einer 
Schädigung und einem Produkt bzw. Produktionsprozeß für 
eine Entschädigung zugunsten der/des Geschädigten aus- 
reichen. 

II , Förderung und Weiterentwicklung einer „Sanften Chemie" 

1. Die bisher angeführten Maßnahmen zur Entgiftimg der 
Chemischen Produktion sind zwar ein notwendiger und 
wichtiger Bestandteil jeghcher staatlicher Chemiepolitik, 
doch die Reichweite solcher nachträghch einsetzender Maß- 
nahmen ist prinzipiell begrenzt. Sie drohen immer hinter der 


7 



Drucksache 10/6052 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


chemisch-technischen Entwicklung hinterherzuhinken und 
zu spät zu kommen. Staat und Gesellschaft sind restlos 
überfordert, wenn sie jede der unzähligen neuen und 
„alten" Substanzen auf ihre Menschen- und Umweltverträg- 
hchkeit prüfen soUen. ln der Zeit, in der ein Stoff geprüft 
wird, werden viele andere neu auf den Markt geworfen. Die 
verwendeten toxikologischen Prüfverfahren führen keines- 
wegs zu sicheren Ergebnissen und sie sind, insoweit es sich 
um Tierversuche handelt, auch ethisch nicht zu verantwor- 
ten. Anerkannte ökotoxikologische Prüfverfahren existieren 
bisher allenfalls in Ansätzen. 

Das Konzept der „Sanften Chemie" versucht die chemi- 
kahenorientierte Bhckverengung zu überwinden und rückt 
den HersteUungs- und Bearbeitungsprozeß von Substanzen 
in den Mittelpunkt des Interesses. 

Bei genauer Betrachtung eröffnen sich gerade durch die 
„Sanfte Chemie" vöUig neue Möglichkeiten für eine vorsor- 
gende Chemiepohtik. Nicht mehr das Prüfen, Bewerten, 
Ziüassen und Beschränken von chemischen Einzelstoffen 
auf der Basis von Labortests steht dann im Zentrum des 
Handelns, sondern der gesamte chemisch-biologische For- 
schungs- und Entwicklungsprozeß mit seinen vielfältigen 
Wechselwirkungen auf die bedrohte Existenz des Menschen 
in einer verletzhchen Natur. 

Eine wirklich vorsorgende Umwelt- und Chemiepohtik kann 
sich nicht mehr nur auf die Regulation und Verwaltung 
immer neuer synthetischer Stoffe und Verfahren beschrän- 
ken, sondern sie muß a priori die sozial und ökologisch 
angepaßteren, die „sanfteren" Alternativen stärken und 
weiterentwickeln. 

In der Produktionsweise der „Sanften Chemie" ist eine 
Rückbesinnung auf die dezentrale Überschaubarkeit der 
Technologien gefordert, wie sie noch in der ersten Hälfte des 
20. Jahrhunderts übhch waren. 

Als Stoffgrundlage für die „Sanfte Chemie" haben zu gelten 

a) mögüchst wenig modifizierte (= „zugerichtete") natur- 
nahe Roh- und Werkstoffe bzw. Stoffgemische, durch 
deren Nutzung die vorgegebenen Stoffkreisläufe nicht 
empfindhch gestört werden, 

b) chemische Stoffe, die nicht natiufremd sind und bei deren 
Synthese, Verarbeitung, Gebrauch und Entsorgung 
lebensfeindhche Wirkungen soweit wie möglich ausge- 
schlossen werden können. 

Das bedeutet u. a., daß unveränderte, nicht durch Menschen 
manipxdierte, Mikroorganismen existieren müssen, die in 
der Lage sind, diese Stoffe abzubauen und schadlos in den 
Biozyklus einzughedem. 

2.1 Maßnahmen zur Förderung einer „Sanften Chemie" 

Erfolgreiche Ansätze einer „Sanften Chemie" gibt es schon 
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lange bzw. „noch" im Bereich der Arzneimittel, der Natur- 
farben, des naturnahen Holzschutzes, der natumahen Bau- 
stoffe sowie der ökologischen Wasch- und Reinigimgsmittel. 

Die in den Pimkten 1.2.1 bis 2.9 aufgeführten Maßnahmen 
des technischen und regulierenden Umweltschutzes werden 
- durch die damit verbimdene wenigstens teilweise Inter- 
nahsierung der ökologischen Folgekosten - die harten syn- 
thetischen Produkte und Verfahren verteuern tmd so auch 
die Marktchancen der Produkte der „Sanften Chemie" 
erhebhch verbessern. Zur Weiterentwicklung tmd Auswei- 
tung der Arbeitsfelder, für die Alternativen der „Sanften 
Chemie" existieren, sind aber darüber hinaus gezielte 
Anstrengimgen nötig. 

2 . 1.1 Viele Bedürfnisse, vor allem in den Bereichen Landwirt- 
schaft/Ernährung, Kleidung, Kosmetik, Reinigung etc., die 
heute durch Produkte der synthetischen Chemie befriedigt 
werden (mit allen bedenklichen Nebenwirkungen bei Pro- 
duktion, Gebrauch und Entsorgung), wurden vor dem 
Beginn der Chemisierung aUer Lebensbereiche durch natur- 
nahe, mineralische oder tierische tmd pflanzliche Stoffe ge- 
deckt. 

Diese Stoffe und die damit verbundenen Techniken und 
Verfahrensweisen müssen heute auf der Suche nach Weiter- 
entwicklungen auf dem Gebiet der „Sanften Chemie" vor 
dem Hintergrund des „Stands der Technik" erneut unter- 
sucht und innovativ gefördert werden. 

2.1.2 Die Anbau-, Gewinnungs- imd Verarbeitungstechnologien 
für natumahe nachwachsende Rohstoffe sind nach dem Ziel 
der Optinüerung ihrer ökologischen und sozialen Verträg- 
lichkeit zu bewerten und auszubauen. Hierbei ist nicht nur 
auf die Ratschläge der Wissenschaftler und Techniker, son- 
dern vor allem auf die Findigkeit der Landwirte imd Natur- 
stoffverarbeiter zu setzen. 

So müssen z. B. Versuche mit einer Erweiterung der Fruchtfolge 
durch Färbe- und Faserpflanzen im ökologischen Landbau von den 
Bauern selbst durchgeführt und im Rahmen des Forschungspro- 
gramms „Sanfte Chemie" finanziell unterstützt werden (Modell- 
versuche). Auch die Möglichkeiten und Grenzen einer Mehrfach- 
nutzung von Pflanzen für Nahrungs- und Rohstoffgewinnung (z. B. 
beim Flachs/Lein) sind dabei zu imtersuchen. 

2.1.3 Der unermeßhche Reichtum an vor allem pflanzlichen Sub- 
stanzen und Strukturen ist bisher allenfalls in Ansätzen 
bekannt. Hier ist ein Untersuchungsprogramm aufzulegen, 
das sich zimächst auf im mitteleuropäischen Klima ge- 
deihende Pflanzen konzentrieren sollte, um so das Spektrum 
möglicher in die Landwirtschaft zu integrierender Rohstoff- 
pflanzen zu erweitern - ohne dabei die Leistimgen der 
Photosynthese in anderen Klimazonen zu vernachlässigen. 

Ein Beispiel aus dem vernachlässigten „Naturstoff potential Inland" 
ist die nicht existierende Forschung xmd Entwicklxmg von alternati- 
ven umweltschonenden Wasch- und Reinigungsmitteln. Es ist 
unverständlich und unzeitgemäß, daß die meisten Inhaltsstoffe 
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„moderner" Waschmittel negative Auswirkimgen auf die Umwelt, 
z. T. auch auf die Gesundheit der Verbraucher haben. 

Bekanntlich führen sogar neuartige Tenside, die dem Gesetz ent- 
sprechend zu 88 % biologisch abbaubar sind, ab einer Kettenlänge 
von elf Kohlenstoffatomen pro Molekül zu einer zunehmenden 
Toxizität für Fische. 

Demgegenüber haben Untersuchimgen im Rahmen des Bundes- 
wettbewerbs „JUGEND FORSCHT" 1986 erwiesen, daß Roßkasta- 
nienextrakte im Vergleich zu konventionellen Waschmitteln nicht 
nur über eine hervorragende Waschwirkung verfügen, sondern 
auch für Einzeller, Fische und Menschen imgiftig sind und in 
weniger als zwei Tagen vollständig abgebaut werden. 

Extrakte der Roßkastanie (Aesculus hippocastanum) werden seit 
altersher in der Medizin erfolgreich als Venentonikum verwendet, 
sie zeichnen sich durch eine besondere Hautverträglichkeit aus. 

Die Entwicklung umweltfreundlicher Detergenzien wurde von den 
großen Waschmittelherstellem bis heute nicht geleistet. Die Bun- 
desregierung wird daher aufgefordert, ihren Einfluß geltend zu 
machen, daß dieses Defizit baldmöglichst ausgeglichen wird. 

Im Reservoir des „ Naturstof fpotentials Ausland" ist zu prüfen, 
inwieweit die Ergebnisse der jüngeren Niem-Forschung die Nach- 
teüe chenüsch- synthetischer Pestizide aufheben können. 

Die Wirkungsweise von Extrakten des in weiten Teüen Asiens und 
Afrikas beheimateten Niem-Baumes (Azadirachta indica A. Juss) 
auf Schadinsekten sowie die Gewinnung und Anwendung dieser 
umweltschonenden Pflanzenschutzmittel sind nach Veröffent- 
lichimgen der GTZ (Gesellschaft für Technologische Zusammenar- 
beit) bereits ausgereift und praxiserprobt. 

Die vielseitigen Nutzungsmöglichkeiten von Niem-Extrakten und 
ähnlichen pflanzeneigenen Wirkstoffen bedürfen einer gezielten 
Förderung durch die öffentliche Hand. 

Es läßt sich exemplarisch dokumentieren, daß die Rück- 
besinnung auf das evolutionserprobte Potential der Natur- 
stoffe eine ganze Reihe von positiven biologischen und öko- 
logischen Aspekten mit sich brächte, sofern bestimmte 
soziale und ökologische Rahmenbedingungen beachtet 
werden. 

2.2 Die drei Schwerpunkte 

— Weiterentwicklung bekannter naturnaher Verfahren 
nach dem Stand der Technik, 

— Optimierung der ökologischen und sozialen Verträglich- 
keit der Nutzung nachwachsender Rohstoffe, 

— Erweiterung der Rohstoffbasis durch eine gezielte 
Forschungsförderung 

sollen durch ein von der Bundesregierung aufgelegtes Pro- 
gramm „Fördenmg von Forschung und Entwicklung im 
Bereich Sanfte Chemie" in Angriff genommen und intensiv 
betreut werden. Da das derzeitige Programm der Bundesre- 
gierung zu „Nachwachsenden Rohstoffen" mit seiner Orien- 
tierung auf das als unvergleichliche Verschwendung anzu- 
sehende Verbrennen dieser wertvollen Pflanzensubstanzen 
(Bioalkohol) und auf hochgereinigte spezifische Kohlenhy- 
drate, Fette und öle den Prinzipien einer „Sanften Chemie" 
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fundamental widerspricht, sind die für diese Projekte veran- 
schlagten Mittel auf das Programm im Bereich der „Sanften 
Chemie" zu übertragen. 

Bonn, den 24. September 1986 

Borgmann, Hönes und Fraktion 


Begründung 

ZuL 
Zu 2. 

Chenüepohtik darf nicht länger bloße Reparaturpolitik bleiben, 
die umweltpolitische Weichenstellung muß bei der chemischen 
Produktion selbst erfolgen. 

Eine genauere Betrachtung des chemisch-industriellen Kom- 
plexes mächt darüber hinaus deutlich, daß traditionelle naturwis- 
senschaftliche Ansätze wie z. B. die „Grenzwertphüosophie" für 
den langfristigen Prozeß der Entgiftung nicht ausreichen. Es müs- 
sen gnmdsätzlich umfassendere Bewertungsgrundlagen für che- 
mische Stoffe und Stoffproduktionen gefimden werden. 

Unter „Entgiftung" ist demnach nicht nur ein emmaliger Vorgang 
zu verstehen, wie der Begriff vielleicht suggeriert, sondern ein 
kontinuierliches imd prinzipielles Bemühen um die Gesundheit 
der Menschen imd die Unversehrheit der Lebensräume. 

Auch in einer ökologisch orientierten Gesellschaft sind Stoff- 
umwandlimgen tinverzichtbar) sie dürfen jedoch keine irrepara- 
blen Schäden an Mensch und Natur hervomiferi. 

Zu 2.1 

Die Installation von Filtern imd Gaswäschern, der Bau von Klär- 
anlagen und die Festlegimg von Grenzwerten sind als symptom- 
bekämpfende Maßnahmen zwar notwendige aber nicht hinrei- 
chende Schritte zur Entgiftung, sie schaffen zumeist sogar neue 
Probleme (giftige Filterstäube, belastetes Abwasser, kontaminier- 
ter Klärschlamm, imberücksichtigte Risikogruppen). Selbst bei 
einer verschärften oder wesentlich konsequenteren Anwendung 
ordnungspolitischer Maßnahmen kann das Schutzversprechen für 
Arbeitnehmer, Bevölkerung und Umwelt nicht eingehalten wer- 
den, solange mit hochproblematischen Stoffen gearbeitet wird. 

Neben den Fragen nach der Durchsetzung der technischen Mög- 
lichkeiten des Umwelt- und Gesundheitsschutzes steht heute 
mehr denn je die Frage nach der Ersetzbarkeit von Stoffen und 
Verfahren durch umweltschonende Alternativen im Vordergrund. 


Zu 2.2 

Wesentliche Instmmente für den Umbau der Chemischen Indu- 
strie sind Stoff- bzw. Stoffgruppenverbote sowie die Einflußnahme 
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auf Forschung, Entwicklung und Investitionstätigkeit. Solange 
sich die chemische Produktion ausschheßhch am Untemehmens- 
gewinn statt an der volkswirtschaftlichen Optimierung orientiert, 
wird uns das Problem der chemischen Schadstoffe begleiten. 

Umfassende Umweltverträglichkeitspnifungen tmd Risikofolgen- 
abschätzimgen müssen daher weit stärker als bisher in die 
Chemiepohtik integriert werden. 

Weil nur über ca. 20 % der 100000 Altstoffe Prüfdaten bekannt 
sind, kaim als sicher angenommen werden, daß Gefahren für 
Gesvmdheit und Umwelt im wesenthchen durch Produktion, 
Transport, Lagerung, Verwendung und Entsorgxmg von Altstoffen 
vennsacht werden. 

Von 25 000 Umweltchemikahen, die in der amerikatüschen Gift- 
liste (Annual Registry of Toxic Effects of Chemical Substances) 
erfaßt wurden, stehen fast 2 000 im Verdacht, krebserregend zu 
sein. Die Gesamtzahl der auf dem Markt befindhchen syntheti- 
schen Kanzerogene wird auf ca. 5000 geschätzt, die Zähl der 
anerkannten krebserzeugenden Stoffe hat sich seit 1960 verzwan- 
zigfacht. 

Wissenschaftliche Untersuchimgen aus der Arbeitswelt zeigen, 
daß jede fünfte Krebserkrankung am Arbeitsplatz durch gefährh- 
che Arbeitsstoffe ausgelöst wird und die Weltgesimdheitsorgani- 
sation führt ca. 80% aller Krebserkrankimgen auf Umweltein- 
flüsse zurück; als Krebsauslöser stehen Umweltschadstoffe an 
erster Stelle. 

In der Bundesrepublik Deutschland sterben jedes Jahr über 
150 000 Menschen an Krebs. Die hohe Krebsrate in Zentraleuropa, 
speziell in der Bimdesrepubhk Deutschland, güt in erster Linie als 
ein Tribut an die Industrialisierung, als Folge des ungezügelten 
Wirtschaftswachstums, das auf den Zustand der Umwelt keine 
Rücksicht nahm. - 

Beim derzeitigen Stand des Chemikahengesetzes endet die 
Gesundheitsvorsorge beim Verweis der Industrie auf die begrenz- 
ten Kapazitäten zur Toxizitätsprüfung. Mit dem Hinweis, daß eine 
Überprüfung der Altstoffe mehr als 500 Jahre dauern würde und 
überdies imbezahlbar wäre, wurden dem Chenükaliengesetz von 
der Industrie die Zähne gezogen und das Krebsrisiko des vorhan- 
denen Chemikahen-Potentials für die Arbeitnehmer und Ver- 
braucher zementiert. 

Beim Bestreben, krebsauslösende Faktoren auszuschalten, müs- 
sen schon, wo konkrete Verdachtsmomente vorhegen, Konse- 
quenzen gezogen werden. Eine liste von ca. 800 krebserregen- 
den Stoffen (und solchen, für die ein begründeter Verdacht 
besteht) hegt vor. Das heißt: Das Substitutionsprogramm (Herstel- 
lungs-, Anwendungs- und Importrestriktionen) kann umgehend 
in Angriff genommen werden. 

(Beispiele; Aldiin, Antimontrioxid, Arsen und Verbindungen, 
Asbest, Benzidin, Benzol, Cadmium und Verbindungen, Chloro- 
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form, DDT, 2,4-Diaminotoluol, Formaldehyd, Lindan und andere 
HCH-Isomere, ß-Naphtylamin, 2,4,5-T, 2,3,7,8-TCDD, Tetrachlor- 
kohlenstoff, Trichloraethylen, Vinylchlorid, Zinkchromat usw.). 

Anmerkung: 

Im Zusammenhang mit der umwelthygienischen Bewertung der Altstoffe 
bildet das kreb sauslösende Potential nur die Spitze des Eisbergs. Ebenso 
ernst zu nehmen ist der Hinweis von Immungenetikem auf die rasch 
zunehmende Allergisierung der Bevölkerung durch Umweltchemikalien. 
Dabei ist die Tatsache besonders hervorzuheben, daß bei Menschen, die 
unter Allergien leiden, vermehrt Chromosomenbrüche festgestellt wur- 
den. Die neuen Befunde stammen aus Forschungsstellen in Darmstadt, 
Essen und Gießen imd sprechen von einer dauerhaften Gesundheitsschä- 
digung, die mit der Chemisierung des Alltags eng verknüpft ist. 


Zu 2.3 

Die chemische Bezeichnung des Stoffes, der als Sevesogift 
Geschichte gemacht hat, lautet 2,3,7,8-Tetrachlordibenzo-p-dio- 
xin, kurz TCDD. Als polychloriertes Dioxin gehört das TCDD zu 
einer großen Klasse von chlorierten sauerstoffhaltigen aromati- 
schen Verbindungen. Insgesamt gibt es 75 polychlorierte Dioxine 
(PCDD), die zwischen einem und acht Chloratome enthalten. 
Chemisch eng verwandt mit dieser Stoffklasse sind die chlorierten 
Dibenzofurane (PCDF), von denen es wiedenim 135 Isomere gibt. 

PCDD tmd PCDF werden vorrangig auf zwei Wegen freigesetzt: 

O In der chemischen Industrie bei der Herstellung und Verarbei- 
tung chlorierter organischer Verbindungen sowie durch den 
Endverbrauch verunreinigter Chemikahen, 

O bei der Müllverbrennung (Haus- und Sondermüll) und bei 
anderen Hochtemperaturprozessen (z. B. Hochseeverbren- 
nung). 

PCDD und PCDF gelten schlechthin als „Ultragifte des 20. Jahr- 
himderts", ihre Büdung und Ausbreitimg in der Umwelt muß mit 
allen verfügbaren technischen, pohtischen und ökonomischen 
Maßnahmen vermieden werden. 

Anmerkung: 

Untersuchimgen jüngeren Datums (H. R. Buser et al.) weisen darauf hin, 
daß in Analogie zu den PCDD und PCDF die polybromierten Dibenzo- 
dioxine und Dibenzofurane eine ähnlich gravierende Umweltgefährdung 
darstellen. Sie entstehen ähnlich wie die chlorierten Produkte aus den 
entsprechenden Bromverbindungen. Brom- Diphenyläther z.B. werden 
heute noch immer als Flammschutzmittel in Kunststoffen, Textilien, 
Tapeten und anderen Materialien eingesetzt. 

Eine konsequente Dioxin- Entgiftungsstrategie muß demnach das 
gesamte Spektrum der organischen Halogenverbindungen (insbesondere 
Ruor, Chlor und Brom) erfassen. 


Zu 2.4 

Die Notwendigkeit des Ersatzes giftiger Schwermetalle wurde 
durch eine Reihe von Katastrophen in der Industriegeschichte 
nachhaltig belegt. 
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Als besonders gefährlich werden Quecksilber, Blei, Cadmium, 
Zink, Kupfer, Nickel und Chrom angesehen, ohne daß allerdings 
Gesetzmäßigkeiten bekannt wären, an denen sich eine strenge 
Abfolge der Toxizität ableiten läßt. 

Am Beispiel Cadmium wird deutlich, welch hoher umweltpoh- 
tischer Stellenwert einer konsequenten Vermeidimgs- und Substi- 
tutionsstrategie zukommt, denn als gesicherte Erkenntnis kann 
heute gelten: 

Bleibt es bei der Beibehaltung der heutigen Technologien und 
den Cadmiumemissionen der letzten Jahrzehnte, so wird sich die 
Cadmiumanreicherung im Boden bis zum Jahr 2000 verdoppelt 
haben. Der heutige Cadmiumgehalt des Bodens ist zu 90 % 
anthropogenen Ursprungs, d. h. eine Folge menschüchen 
Handelns, 

Die Cadmiumanreicherung über den Hauptbelastungspfad 
Boden-Pflanze-Tier-Mensch kann für den Menschen kaum 
folgenlos bleiben. 

Das inkorporierte Cadmium wird mit dem Blut im Körper verteüt 
und in der Niere deponiert. Hier erfolgt eine Bindung mit Hüfe 
bestimmter Eiweißkörper an den für die Blutreinigung wichtigen 
Funktionseinheiten. 

Die Ausscheidung erfolgt äußerst langsam, so daß sich die Cad- 
miumkonzentration in der Niere über die gesamte Lebenszeit 
kontinuierlich erhöht. 

Neben der Nierenschädigung und den karzinogenen Risiken wird 
im Zuscunmenhang von chronischer Wirkung des Schwermetalls 
Cadmium noch über ein anderes Krankheitsbüd berichtet: Die 
Nervenleitgeschwindigkeit (die Zeit, in der sich Erregungen in 
den Nervenbahnen verbreiten und im Gehirn verarbeitet werden) 
wird durch Cadmiumbelastungen herabgesetzt. Ähnhch den 
Symptomen einer chronischen Bleibelastung können psychische 
Veränderungen (Depressionen, Agressionen), Störungen der 
Lemleistung, InteUigenzminderungen, verlangsamte Siimeswahr- 
nehmungen und Störungen der Feinmotorik auftreten. 

Obwohl die Cadmiumdiskussion in der Medizin sehr kontrovers 
geführt wird, steht im Cadmiumbericht des Umweltbundesamtes 
der bisher nicht widerlegte denkwürdige Satz: 

„Nach einem von schwedischen Wissenschaftlern entwickelten 
Stoffwechselmodell wurde berechnet, daß bei einer durchschnitt-, 
heben Nahnmgsbelastung, wie sie derzeit in der Bundesrepubhk 
Deutschland besteht, bei der Bevölkerung im Alter von 50 Jahren 
bereits mit einer Effektrate (Nierenfimktionsstörung) zwischen 0,1 
und 1 % (entsprechend 10000 bis 100000 Personen) zu rechnen 
ist." 

Die konsequente Verabschiedung emissionsmindemder Maßnah- 
men leitet demnach ihre Logik von einem Kollektiv von schät- 
zungsweise 10000 bis 100000 Menschen ab, die nach offizieller 
Diktion hier und heute durch das Umweltgift Cadmium als bereits 
geschädigt gelten können. 
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Auch der Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit läßt in den „Leitlinien zur Umweltvorsorge" (U 11-501 
601 - 1/16) verlauten: „Die Emissionen von umweltbelastenden 
Stoffen bei der Herstellung, Verwendung und Entsorgimg von 
Produkten sollten nicht nur kontrolliert imd durch zusätzliche 
Anlagen zurückgehalten werden. Konsequenter und effizienter 
Umweltschutz muß vielmehr schon früher einsetzen. Der Umwelt 
wird am besten dadurch gedient, daß umweltschonende Produk- 
tionsprozesse imd Produkte entwickelt werden, die Emissionen 
von umweltbelastenden Stoffen gar nicht erst entstehen lassen. " 

Wenn also die umweltpohtische Zielsetzung so eindeutig vor- 
gegeben ist, stellt sich die Frage, warum ein entsprechendes 
Entgiftungsprogramm für Cadmium bisher noch nicht in Angriff 
genommen wurde. 

Zu 2.5 

Gegenwärtig werden in der Chemischen Industrie der Bundes- 
repubük Deutschland jährhch 3,5 Millionen Tonnen Chlor ver- 
braucht. 

Die Herstellimg von Chlor erfolgt mittels Elektrolyse von Koch- 
salz, sie benötigt allein ca. 3 % des gesamten industriellen und 
privaten Strombedarfs. 

Chlor und Chlorverbindungen stehen am Anfang einer vielstxifi- 
gen und verzweigten synthetischen Chemie. 

Die überwiegende Zahl der organischen Chlorverbindungen ist so 
„naturfremd", daß sie eine geradezu unübersehbare Fülle von 
Umwelt- imd Gesundheitsproblemen hervorgerufen haben. 

Die gesamte Chlorchemie steht außerhalb der naturgegebenen 
Stoffkreisläufe; d. h. der Stoffwechsel von Mikroorganismen, 
Pflanzen, Tieren und Menschen ist auf Abbau und Entgiftung der 
organischen Chlorverbindimgen nicht eingerichtet. Dies führt 
u. a. dazu, daß z.B. die chlorierten Kohlenwasserstoffe (CKW) 
heute überall in der Umwelt (Luft, Boden, Trinkwasser, Nahrung, 
Körperfett usw.) nachgewiesen werden. Die CKW reichern sich im 
menschlichen Organismus an, u. a. in Gehirn, Leber, Nieren, 
Herz, Keimdrüsen, und können chronische Gesimdheitsschäden 
bewirken. 

O CKW-bedingte Schäden stehen an zweiter Stelle bei den 
Berufskrankheiten, 

O CKW können die Haut durchdringen imd greifen das Nerven- 
system an, 

O das Einatmen der Dämpfe führt zu Schleimhautreizungen und 
Lungenentzündimgen, am Auge ergeben sich Hornhaut- 
trübungen, 

O viele CKW sind carzinogen und stehen im Verdacht, das 
menschhche Erbgut zu schädigen. 

Die gemeingefährüchste aller organischen Chlorverbindungen ist 
das Sevesogift Dioxin (TCDD) und seine verwandten Begleitstoffe 
(s. Begründimg Punkt 2.3). 
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Epidemiologische Untersuchungen aus Schweden und Vietnam 
belegen die krebsauslösende Wirkung beim Menschen und das 
Auftreten von schweren Mißbildungen bei Neugeborenen. 

TCDD ist rund 67 000 mal giftiger als Zyankali. Nach Angaben des 
Bundesgesimdheitsamts darf der Mensch nur zwischen einem 
und 10 Picogramm (= Billionstelgramm) pro Tag aufnehmen, 
wenn Schäden ausgeschlossen werden sollen. Dieser Wert wird 
bei Säuglingen deutlich überschritten, die mit dioxinbelasteter 
Muttermilch gestillt wmden. Muttermilchproben aus der Bimdes- 
republik Deutschland ergeben Belastungen von ca. 0,2 Nano- 
gramm TCDD pro Küogramm. Aus umwelthygienischer Sicht ist 
aber ein Schwellenwert für TCDD nicht zu verantworten. 

Epidemiologische Untersuchungen aus Schweden und Vietnäm 
belegen die krebsauslösende Wirkung beim Menschen imd das 
Auftreten von schweren Mißbüdungen bei Neugeborenen. 

Als ganz besonders dioxinbelastet güt die Herstellung von Chlor- 
phenolen imd chlorierten Biphenylen (Trichlorphenol, Pentachlor- 
phenol, 2,4,5,-T, 2,4-D, MCPA, PCB, PCT etc.). 

Darüber hinaus können die Ultragifte PCDD und PDCF bei der 
Produktion, Weiterverarbeitung imd Verbrennung all,er chlorier- 
ten Kohlenwasserstoffe als unerwünschte Verunreinigungen ent- 
stehen. 

Im Sachstandsbericht Dioxine des Umweltbundesamts wird auf 
diverse dioxinbelastete Produkte und Verfahren verwiesen und 
gleichzeitig der Mangel an detailüerten Kenntnissen (Produk- 
tionsvolumina etc.) beklagt. 

Auch wenn die Gefährdung durch die Ultragifte dieses Typs sich 
mittlerweüe als weltweit ungelöstes Problem darstellt — in den 
USA zeugen Dutzende evakuierter „Geisterstädte" von der Hilflo- 
sigkeit im Umgang mit dieser brisanten Materie - kann daraus 
nicht abgeleitet werden, daß in der Bundesrepublik Deutschland 
kein dringender Handlungsbedarf besteht. 

In der Bundesrepublik Deutschland Wurde das Problem der brei- 
ten Öffentlichkeit erst 1984 bewußt; nachdem die 41 Dioxinfässer 
aus Seveso ihre Europareise angetreten hatten, fand man das 
Ultragift auf mehreren Mülldeponien u. a. in Hamburg-Georgs- 
werder, auf dem Werksgelände der Firma Boehringer, in der 
Umgebungsluft und Flugasche von Müllverbrennungsanlagen 
und in mehreren Muttermüchproben. 

Die Firma Boehringer mußte im Juni 1984 die Tore schließen, weü 
in der laufenden Produktion hohe PCDD- imd PCDF-Konzentra- 
tionen festgestellt wurden. 

Bekanntlich sind chlorierte Verbindungen die ursächliche Bedro- 
hung vieler Altlasten, das Dioxin-Problem ist mit Chlor untrenn- 
bar verknüpft, ebenso sind es die irreparablen Grundwasserver- 
seuchungen durch flüchtige halogenierte Kohlenwasserstoffe. 

Die politische Intervention in die gesamte Produktionspalette der 
Chlorchemie ist aus ökologischer und präventivmedizinischer 
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Sicht unumgänglich. Alle Produktionsprozesse, bei denen Dioxine 
entweder als Begleitstoff im Produkt oder im Abfall enthalten 
sind, müssen schrittweise abgebaut oder substituiert werden. 

Im Konzept der Fraktion DIE GRÜNEN zur Sanierung von Alt- 
lasten (Drucksache 10/5527) ist der Entwurf für ein Chlorsteuer- 
gesetz (Drucksache 10/5530) enthalten, das nach dem Verursa- 
cherprinzip eine Verbrauchsteuer für Chlor und Chlorträger vor- 
sieht. 

Darüber hinaus beinhaltet dieser Antrag einen ersten Handlungs- 
rahmen für die einzurichtende „Entgiftimgskommission'\ um bei 
den wichtigsten organischen Chlorverbindungen zu einer spür- 
baren Entlastung zu kommen. 

Die Wirtschaft muß dort ihre Grenzen finden, wo die Lebens- 
grimdlagen des Menschen oder der Mensch selbst vorhersehbar 
geschädigt werden. Chlor und die meisten seiner Verbindungen 
sind eindeutig und vorhersehbar umweltschädlich. 

Der Chlorverbrauch kann heute nicht mehr als Maß für den 
industriellen Fortschritt eines Landes gelten. Vielmehr wird die 
Geschwindigkeit, mit der ein Land seinen Chlorverbrauch senken 
und die gefährlichen Chlorverbindungen durch umweltverträgli- 
che Stoffe ersetzen kann, ein Maß für den gesellschaftlichen und 
umweltpolitischen Fortschritt in diesem Lande sein. 


Zu 2.6 

Als vorrangige Aufgabe für die „Entgiftungskommission“ stellt 
sich die längst überfällige Bestandsaufnahme nach Art, Menge 
und Verwendung der produzierten Chemikahen. Aufgrund dieser 
Daten kann entschieden werden, welche dieser Stoffe notwendig 
sind, welche durch harmlosere ersetzt werden können imd welche 
überflüssig sind. 

Aufgrund der Zusammensetzung der Entgiftungskommission muß 
gewährleistet sein, daß die derzeit übergewichtige Präsenz des 
„Machtfaktors Chemische Industrie“ in den öffentlichen Gremien 
auf ein gesellschaftlich vertretbares Maß reduziert wird. 

Die Durchsetzung einer menschenfreundlichen Chemiepolitik 
kann nur mit Hilfe all jener Kräfte gelingen, die durch ihre 
engagierte Kompetenz das ökologische Bewußtsein in der 
Bundesrepublik Deutschland schon bisher positiv beeinflußt 
haben. 

Bürgerinitiativen, Umwelt- und Verbraucherverbände, Industrie- 
imd Arbeitnehmervertreter aus den betroffenen Branchen reprä- 
sentieren das breite Spektrum der Interessengemeinschaft, die an 
der Entgiftung der Industriegesellschaft mitwirken sollen. 

Der Machtfaktor Chemische Industrie hat bis heute erfolgreich 
verhindert, daß über seine Tätigkeit (im allgemeinen Interesse) 
öffentlich verhandelt wurde. 

Die Chemische Industrie hat sich in den letzten 100 Jahren einen 
Freiraum geschaffen, in dem streng nach betriebswirtschaftlichen 
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Grundsätzen und naturwissenschaftlicher Logik das Machbare 
aus der Materie herausgepreßt wurde, ohne humanitäre, soziale 
oder ökologische Kriterien gelten zu lassen. 

Beim heutigen Stand des ökologischen Bewußtseins wird auch die 
Chemische Industrie akzeptieren müssen, daß Mensch und 
Umwelt vor den Interessen der Wirtschaft Priorität besitzen tmd 
daß die Folgen einer vorsätzlichen oder fahrlässigen Umwelt- 
belastung vom Verursacher zu tragen sind. 

Zu 2.7 

Das Chemikaliengesetz muß sich am eigenen Anspruch messen 
lassen. Tatsache ist, daß weder für die Altstoffe noch für die 
Neuzulassimgen eine befriedigende Lösung vorliegt. Das im 
Chemikaliengesetz vorgesehene Anmeldeverfahren für neue 
Chemikalien kann den Schutzzweck des Gesetzes nur unzurei- 
chend verwirklichen. Bei gefährlichen chemischen Stoffen muß 
gewährleistet sein, daß sie erst nach ausreichender behördlicher 
Prüfung in Verkehr gebracht werden. 

Vom Standptmkt des Schutzes der menschlichen Gesundheit und 
der Umwelt ist ein Zulassungsverfahren das einzig wirksame 
Instrument. 

Der Gesetzgeber erhält erst dadurch die Möglichkeit, bei Stoff- 
klassen, in denen schädliche Einzelsubstanzen besonders häufig 
auftreten, wie z.B. Polyhalogenverbindungen, Halogenalkane 
und -olefine, Epoxide, alkylierende Substanzen, N-Nitroso Verbin- 
dungen, Hydrazine, Nitrofuranderivate, bestimmte Phosphor- 
säuren etc. das vorhersehbare Umweltrisiko zu reduzieren. 

Da der Ersatz des EG-Meldesystems durch ein Zulassungssystem 
derzeit rechtlich nicht möglich ist, möge sich die Bundesregierung 
dafür einsetzen, daß die Sechste Änderungsrichtlinie der Europäi- 
schen Gemeinschaft (67/548) entsprechend novelliert wird. 

Zu 2.8 

Der Produzent von chemischen Stoffen und chemischen Zuberei- 
txmgen hat nicht das Recht, Tatbestände zu verschweigen, die für 
die Beurteüung der Produkte von Bedeutimg sind. Vielmehr 
haben die Verbraucher/innen Anspruch darauf zu erfahren, wel- 
chem Risiko sie durch den Gebrauch chemischer Produkte ausge- 
setzt sind und wie sich diese nach Gebrauch und Entsorgung in 
der Umwelt verhalten. 

Anderenfalls ist es für Konsumenten nicht möglich, Vergleiche 
anzustellen sowie die Umweltquahtät der Erzeugnisse zu beur- 
teüen. 

Eine derartige Maßnahme würde auch einen Schutz umweltquali- 
tätsbewußter Hersteller bedeuten. Hierzu zählt insbesondere das 
strikte Verbot von Deklarationen mit bewußt irreführenden 
Phantasienamen aller Art. 

Anmerkung: 

Z.B. wird die neue Kennzeichnungs- Verordnung für Lebensmittel den 
Erfordernissen einer objektiven Verbraucherinformation nicht gerecht. 
Nur ein Teil der verwendeten Zusatzstoffe muß namentlich aufgeführt 
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werden. Oftmals genügt eine diffuse Sammelbezeichnung wie „Stabüi- 
satoren" oder gar „ Backmittel'', teüweise auch nur die verschlüsselte „E- 
Nummer“. Fleischwaren und sogar Brot erhalten keine entsprechende 
Kennzeichnimg der zahlreichen chemischen Hüfsstoffe, sofern sie von 
Bäckern und Metzgern gehandelt werden. 

Angesichts der rasant zunehmenden Häufigkeit von Allergien ist 
eine vollständige Deklaration schon aus Gründen des Gesund- 
heitsschutzes geboten. 

Zu 2.9 

Nach der derzeitigen Rechtslage ist es praktisch ausgeschlossen, 
Verursacher von Schäden zur Verantwortung zu ziehen, die aus 
der Herstellung und Verbreitung von chemischen Stoffen und 
chemischen Zubereitungen resultieren. 

Geschädigte müssen zuerst den wissenschaftlich kausalen 
Zusammenhang erbringen, daß für ihre erlittenen Schäden nur 
eine einzige definierte Ursache in Frage kommt. 

Dieser Nachweis ist in unserer komplexen Wirklichkeit praktisch 
nicht zu führen. 

Auf gesetzhcher Ebene ist daher zunächst die Verbesserung des 
Haftungsrechts notwendig. Wie das japanische Vorbüd lehrt, muß 
in der Rechtsprechung das Herstellen eines plausiblen, statisti- 
schen Zusammenhangs zwischen einer Krankheit und einem 
bestimmten Umweltschadstoff als Nachweis für die Schadens- 
ursache ausreichen. 

Die Unternehmens- bzw. Vertriebshaftung darf nicht nur indivi- 
duelle Schäden abdecken, sondern auch solche, die die Allge- 
meinheit, die künftigen Generationen und die Natur betreffen, 
wie z. B. die Gefährdung durch Mülldeponien und andere Altla- 
sten. 

Zu//. 

Zu 2.1 

Die „Sanfte Chemie'' sieht in der Natur nicht den Rohstof fauto- 
maten mit einer Ansammlung von Chemikahen, sondern sie 
begreift Natur als eine „Produzierende", die im Verlauf der anor- 
ganischen und organischen Evolution einen imermeßlichen 
Reichtum an Stoffen, Strukturen und Formen imd vor allem an 
Organismen hervorgebracht hat und weiter hervorbringt. 

Die „Sanfte Chemie" hat somit durchaus auch Berührungspunkte 
mit einer sanften Biotechnologie, vor allem bei der Nutzung der 
Komplexität pflanzlicher Stoffe und Strukturen, aber auch bei der 
Nutzimg von Mikroorganismen wie Hefe, Essigsäurebakterien 
oder Müchsäurebakterien in der Nahrungsmittelveredlung und 
-haltbarmachung. 

Auch hier kommt es aber auf die möghchst weitgehende Natur- 
belassenheit der Stoffe und Zubereitungen an. 

Der Rahmen einer sanften Biotechnologie wird schon dort über- 
schritten, wo , exotische' Mikroben aus , extremen' Biotopen für 
hochspeziahsierte Stoffwechselleistungen wie z. B. den Dioxin- 
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abbau isoliert, gezüchtet und eingesetzt werden. Die Gentechno- 
logie, die noch einen Schritt weitergeht - mit ihrer Konstruktion 
von Organismen, die in der Natur nie möglich gewesen wären - 
hat mit „Sanfter Chemie" überhaupt nichts mehr zu tun. 

Auch die Naturstoffchemie und Naturstoffnutzimg müssen natür- 
hch einer Gesundheits- und Umweltverträghchkeitsprüfung 
unterzogen werden, denn bekanntlich kommen auch in der Natur 
für den Menschen höchst problematische Stoffe und Organismen 
vor. 

Eine Gesimdheits- und Umweltverträglichkeitsprüfimg ist in der 
Naturstoffchenüe allerdings überhaupt erst in vollem Umfang 
möglich, weü der Fimktion und Wirkimgsweise der Stoffe in ihrer 
natürlichen Umgebung nachgespürt werden kann - und nicht nur 
einige wenige mögliche Wirkungsweisen in qualvollen imd 
schlecht übertragbaren Tierversuchen getestet werden. 

Zu 2.2 

Eine deutliche Abgrenzung der „harten" Biotechnologie imd 
Gentechnik von der „Sanften Chemie" sowie eine Umwidmimg 
der Forschungsmittel auf wirklich naturnahe und ökologisch ver- 
trägliche Verfahren erscheint um so dringlicher, als bekannt ist, 
daß manche Chemiekonzeme selbst schon im Begriff sind, ihre 
Produktion auf die mögliche Anwendung nachwachsender Roh- 
stoffe zu prüfen. Beschaffungsänderungen stehen unmittelbar 
bevor. 

Da die Verteuerung und Verknappung fossüer Rohstoffe abzu- 
sehen sind, kommt eine neue Rohstoffbasis aus nachwachsenden 
Rohstoffen der Chemischen Industrie in der Tat sehr gelegen. 

Eine Fortsetzimg bisheriger Nutzungspraktiken - wenn auch mit 
biologischen Vorzeichen - ist aber aus ökologischer und sozialer 
Sicht nicht zu verantworten. 

Eine chemische Fabrik, die im Umland riesige Rohstoffplantagen 
besitzt, degradiert die Landwirtschaft rmwiderruflich zum abhän- 
gigen Rohstofflieferanten. Auch sind Monokulturen mit extremer 
Spezialisierung, Chemisierung und Düngereinsatz bekanntlich 
nicht das Ziel des ökologischen Umbaus. Sie müssen unter allen 
Umständen vemüeden werden. 

Analog dazu güt es, auf pohtischem Wege zu vermeiden, daß das 
Naturstoffpotential in Ländern der Dritten Welt unter dem Vor- 
wand einer nunmehr „Sanften Chemie" für unsere Zwecke 
geplündert wird. 

Andererseits beweist gerade die Erfahrung und erfolgreiche 
Praxis der Naturfarbenhersteller in der Bundesrepublik Deutsch- 
land (und Österreich), daß ökologisch sinnvolle Innovationen 
dann möglich sind, wenn sich Verantwortimg gegenüber der 
Umwelt mit wirtschaftlichen Überlegungen verbinden. 

Es wäre dringend an der Zeit, daß der Gesetzgeber diese vorbüd- 
lichen Leistungen anerkennt und durch ein entsprechendes For- 
schimgsförderungs- imd Entwicklungsprogramm - auch in an- 
deren Bereichen der „Sanften Chemie" - unterstützt. 
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